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Zusammenfassung

Seit einigen Jahren sind staatliche Programme zur direkten Beschäftigung langzeitar-

beitsloser Menschen erneut Teil der wirtschaftspolitischen Agenda vieler europäischer Re-

gierungen. Eine überschaubare Zahl sozialökonomischer Betriebe, gemeinnütziger Beschäfti-

gungsprojekte, sowie die unterbrochene Aktion 20.000 für länger erwerbslose Menschen über

50 Jahren setzt dies in Österreich um. Diese zweifellos hilfreichen Maÿnahmen erreichen

bei weitem nicht alle arbeitslosen Menschen, die Bedarf nach einem ö�entlich geförderten

Arbeitsplatz haben. Langzeitarbeitslose als Hauptbetro�ene dieses Marktversagens �nden

kaum eine Chance auf eine ungeförderte Beschäftigung am Arbeitsmarkt vor, weil die Zahl

der o�enen Stellen selbst bei guter Konjunktur nicht ausreicht.

Daher schlage ich eine Ausweitung und Weiterentwicklung der Aktion 20.000 in eine umfas-

sendere �Jobgarantie für Österreichs Langzeitarbeitslose� vor. Durch sie erhält jeder lang-

zeitarbeitslose Bürger ein Angebot eines garantierten und staatlich �nanzierten Arbeitsplat-

zes. Anstatt einer Langzeitarbeitslosen dauerhafte �nanzielle Unterstützung zukommen zu

lassen, wird diese Summe ungefähr verdoppelt und stattdessen zur Finanzierung eines per-

manenten ö�entlich geförderten Arbeitsplatzes verwendet. Arbeitslose Menschen bekommen

dadurch das notwendige Erwerbseinkommen, ihr gesellschaftliches Ansehen, und ihre psychi-

sche Gesundheit zurück. Bei enorm hoher Auslastung der Jobgarantie (150.000 Plätze) sind

je nach durchschnittlichem Bruttogehalt 0,68 bis 1,34 Mrd. Euro an Finanzierung seitens

des Bundesbudgets notwendig, was 0,19% bis 0,36% des österreichischen Bruttoinlandspro-

dukts im Jahr 2017 entspricht. Die endgültigen Netto-Mehrkosten für den gesamtstaatlichen

Haushalt dürften nach Berücksichtigung von Nicht-Teilnahmen, Ankurbelung der Wirtschaft

durch zusätzlichen Konsum, Reduktion der sonstigen Kosten von Langzeitarbeitslosigkeit,

und Kapitalkosten für die Arbeitsplätze leicht höher oder niedriger ausfallen.
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1 Vom Beschränken zum Bekämpfen der Arbeitslosigkeit

Die Wiederherstellung des Vertrauens in die Wirtschaftspolitik braucht groÿe sozialpolitische

Visionen, die ein neues Wohlstandsversprechen beinhalten und die Risiken des 21. Jahrhunderts

e�ektiv absichern. Nicht mehr gefragt ist defensive Wirtschaftspolitik, die lediglich die Folgen des

Freizügigkeit von Arbeit und Kapital und der Globalisierung ein wenig abmildert. Eine ebensolche

Vision ist die Jobgarantie, die durch ö�entlich geförderte Arbeitsplätze e�ektiv die unfreiwillige

Langzeitarbeitslosigkeit beenden kann. Die Angst der Mittelschicht, bei einem Jobverlust einem

tiefen sozialen Abstieg entgegensehen zu müssen, kann ihr durch eine Arbeitsplatzgarantie ge-

nommen werden. Die Kosten des hier vorgestellten Konzepts sind für das österreichische Budget

verkraftbar. Es fügt sich zudem nahtlos ein in einen auf der Arbeitsleistung aufbauenden Sozi-

alstaat, ohne ihn radikal herauszufordern. Eine Jobgarantie ist politisch weniger angreifbar als

die Mindestsicherung, weil es Arbeit als moralische Verp�ichtung und die Idee des gesellschaft-

lichen Zusammenhalts (�Jede/r leistet seinen Beitrag�) aufrechterhält. Da in ihrem Regelwerk

kein �leistungsloses Einkommen� gezahlt wird, kann niemandem unterstellt werden, er oder sie

sei nur zu faul, um sich einen Arbeitsplatz zu suchen. Im Gegensatz zur Idee eines bedingungs-

losen Grundeinkommens ist die Jobgarantie aber auch kein Wagnis, dessen Ausgang man kaum

abschätzen kann.1 Obwohl keine Umfrage für Österreich existiert, könnte die Zustimmung zu

einer universellen Jobgarantie sehr hoch sein, wenn man von ihrer Popularität in den USA aus-

geht (McElwee et al., 2017). Dort haben sich namhafte SenatorInnen sowie die nationalen

Leitmedien dem Thema angenommen. Am dringendsten benötigen jedoch Langzeitarbeitslose öf-

fentlich geförderte Arbeitsplätze in ausreichender Zahl. Arbeitslosigkeit, die über ein Jahr dauert,

ist nachweislich gesundheitsschädlich (Kritzinger et al., 2009; Steiber et al., 2015). Noch

schlimmer ist wohl ihre Wirkung auf die Psyche: Das Gefühl, nicht gebraucht und daher nutzlos

zu sein, während man gleichzeitig von groÿen Teilen der Gesellschaft als zu faul gebrandmarkt

wird, können auch den stärksten Charakter zur Lethargie, Apathie, und Demokratiefeindlichkeit

treiben. In einer bahnbrechenden Studie beschrieben Paul Lazarsfeld, Marie Jahoda und Hans

Zeisel eindrucksvoll die zersetzende Wirkung der Massenarbeitslosigkeit auf die Gesellschaft der

1930er Jahre (Jahoda et al., 1933). Die Folgen der Weltwirtschaftskrise können dabei sogar

direkt für den Aufstieg der NSDAP verantwortlich gemacht werden (Kroll, 1958; Stögbauer

& Komlos, 2004; Stögbauer, 2001). Zwar konnte eine Groÿe Depression wie in den 1930er

Jahren dieses Mal in Österreich verhindert werden, dennoch stiegen die Arbeitslosigkeitsraten

seit 2007 noch einmal stark an. Doch in Abbildung 1 sieht man, dass das Ende der Vollbeschäf-

tigung bereits 1982-83 eingeleitet war. Der österreichischen Politik gelang es zwar lange Zeit, im

internationalen Vergleich gut abzuschneiden, doch die Wiederherstellung der Vollbeschäftigung

1Die Gefahr einer permanenten In�ation besteht beim Grundeinkommen, wenn das Arbeitsangebot zu sehr
sinkt (wenn niemand mehr einfache und unangenehme Tätigkeiten wie Toiletten Putzen ausführen muss, wird
diese Dienstleistung sehr teuer). Das Grundeinkommen müsste dann erhöht werden, um den Kaufkraftverlust
auszugleichen aber solange nicht mehr Arbeitsangebot angeboten wird, führt dies lediglich zu mehr In�ation. Das
kann zu einer Fehlzuteilung von Ressourcen und geringem Produktivitätswachstum führen (Vesper et al., 2012;
Flassbeck, 2017).
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gelang nie wieder und die Arbeitslosenzahlen steigen seitdem schleichend an. Die traditionelle

anti-zyklische keynesianische Konjunkturpolitik, die bis 1979 Vollbeschäftigung halten konnte,

wurde Österreich einerseits international verunmöglicht, und andererseits in der wirtschaftspo-

litischen Prioritätensetzung budgetär zu teuer (Unger, 2001; Schweighofer, 1995; Tálos,

1987). Das Versprechen, dass die Politik Arbeitsplätze scha�t, wurde daher de facto groÿteils

aufgegeben. Es sollte dringend erneuert werden.

Abbildung 1 � Arbeitslosenquoten, in %, Österreich, 1950-2017
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2 Die Wiederentdeckung einer Idee: Ö�entliche Arbeitsbe-

scha�ung

2.1 Theoretische Vorarbeiten

Staatliche Beschäftigungsprogramme im groÿen Stil hat es in der Geschichte schon öfters gege-

ben � nicht zu vergessen die beiden Weltkriege, die während und zum Teil vor dem Krieg zu

Vollbeschäftigung geführt haben (Kroll, 1958). Letztes Endes ist die Expansion des ö�entli-

chen Sektors an sich, der gemessen am Niveau des ö�entlichen Budgets (Ausgaben) in Österreich

statt rund 10% des Bruttoinlandsprodukts im Jahr mittlerweile bei der Verteilung von 50%

hilft, ein Paradebeispiel eines staatlichen Beschäftigungsprogramms (Tanzi & Schuknecht,

2000). Der Staat bzw. halb-hoheitliche Selbstverwaltungskörper haben zusehends notwendige

Aufgaben übernommen und fundamentale Risiken jedes Einzelnen vergemeinschaftet und so-

mit versichert.2 Abgesichert wurde das Risiko der Existenzsicherung. Übernommen wurde aber

2so z.B. falsches oder zu geringes Sparen für das Alter (Pensionsversicherung), Kosten und monetärer Ersatz für
Arbeitsunfähigkeit durch Unfälle am Arbeitsplatz (Unfallversicherung), oder Krankheit (Krankenversicherung)
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lediglich das Risiko, gar kein Einkommen mehr bei Arbeitslosigkeit zu erhalten (Arbeitslosen-

versicherung, Notstandshilfe, Mindestsicherung). Nicht übernommen wurde jedoch das Risiko

selbst, keinen Arbeitsplatz zu erhalten. Ein �Recht auf Arbeit� im Sinne eines Anrechts auf

einen Arbeitsplatz gibt es somit nicht. Ein solches schlagen eine Reihe von Wissenschaftern für

den Arbeitsmarkt vor: Arbeitslose, die keinen Arbeitsplatz �nden, sollen als letzte Instanz einen

solchen vom Staat bereitgestellt bekommen (Harvey, 1993).3 VertreterInnen einer �Job Guaran-

tee� erklären die Funktionsweise einer ö�entlichen Beschäftigungsgarantie folgendermaÿen: Jede

Person erhält auf Wunsch einen staatlich �nanzierten Arbeitsplatz unter der Bedingung, dass

die Person arbeitsfähig, arbeitswillig, und sofort verfügbar ist.4 Das Gehalt des Dienstverhält-

nis entspricht einem staatlich festgelegten Mindestlohn, wodurch einerseits keine Konkurrenz zu

bestehenden kollektivvertraglich bezahlten Arbeitsverhältnissen auftritt, weil diese ja besser be-

zahlt sind, und andererseits eine e�ektive Untergrenze eines Mindestlohns eingeführt wird. Weil

jede Person auf Wunsch einen staatlich garantierten Arbeitsplatz erhält, wird die konjunkturelle

und strukturelle Arbeitslosigkeit beseitigt. Lediglich die friktionelle Arbeitslosigkeit, die kurzzei-

tig bei einem Wechsel des Arbeitsplatzes auftritt, bleibt bestehen. Somit wird Vollbeschäftigung

auch über den Konjunkturzyklus erreicht. Kapitalistische Anreizmechanismen bleiben dennoch

vollends bestehen bleiben. Höhere Löhne im privaten und ungeförderten ö�entlichen Sektor bie-

ten einen Anreiz, um aus der ö�entlichen Beschäftigung wieder in ein Normalarbeitsverhältnis

zu wechseln (Mitchell, 1998). Einen englischen, aber zugänglichen praktischen Leitfaden zur

Umsetzung der Jobgarantie in den Vereinigten Staaten gibt Pavlina Tcherneva (2018).

2.2 Internationale Erfahrungen und Politikvorschläge

Die westliche wie auch die österreichische Arbeitsmarktpolitik schlug seit den frühen 1980ern

grundsätzlich eine andere Richtung ein und setzte vermehrt auf Aktivierung statt aktive Konjunk-

turpolitik (Atzmüller, 2009a,b), womit das Risiko der Arbeitslosigkeit individualisiert wurde

und zugleich eine moralische Bringschuld des Arbeitslosen ideologisch verankert wurde. Trotz die-

ser Generaltendenz wurden auch immer wieder Programme für Langzeitarbeitslose eingeführt,

wie z.B. die Aktion 4000, Aktion 8000, und zuletzt die Aktion 20.000 (Bundesministerium

für Arbeit, Soziales, und Konsumentenschutz, 2017). Zumindest letzterer kann man

einen nennenswerten Anspruch zur Erreichung eines Beschäftigungsziels nicht absprechen, da als

konkretes Ziel die Halbierung der Arbeitslosigkeit der betre�enden Zielgruppe (über 50-Jährige)

3Das Name des Konzepts lautet �Employer of Last Resort� (ELR), das sich wohl am besten mit �ö�entliche
Beschäftigungsgarantie� übersetzen lässt und geht zurück auf die in der Geldpolitik allgegenwärtige Theorie des
�Lender of Last Resort� (Bagehot, 1873)). Wenn Banken in Liquiditätsengpässe geraten und die Rückzahlungen
auf ihre Verbindlichkeiten nicht mehr �nanzieren können, so soll die Zentralbank des Landes einspringen und als
�(Geld-)Verleiher letzter Instanz� dienen, da nur sie zusätzliche staatliche Banknoten drucken oder elektronisch im
Krisenfall erzeugen kann. In der Tat muss es aus der Sicht eines neutralen Beobachters seltsam anmuten, dass es der
menschlichen Gesellschaft in den vergangenen eineinhalb Jahrhunderten zwar gelungen ist, überall Zentralbanken
zu installieren, um Geldhäuser zu retten und den Aktienwert der Anteilseigner während einer Krise nicht ins
Bodenlose fallen zu lassen. Nicht gelungen ist es ihr aber, jedem arbeitswilligen und arbeitsfähigen Mitglied der
Gesellschaft eine nützliche Tätigkeit inklusive eines Arbeitsplatzes zur Verfügung zu stellen (Kalecki, 1943).

4siehe unter anderem Minsky (1965), Mitchell (1998), Mosler (1995), Wray (1997) für bahnbrechende
Artikel zur monetären Finanzierung einer Jobgarantie
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ausgegeben wurde, das mit entsprechenden �nanziellen Mitteln unterlegt wurde (Österreichi-

sche Bundesregierung, 2017; Muchitsch & Wöginger, 2017). Auch in Deutschland kam

es zu einem neuen Pilotprojekt, das mindestens vier Jahre arbeitslose Menschen als Fördergrup-

pe ausgewählt hat (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 2015; Bundesverwal-

tungsamt, 2018). Nach erfolgreichem Abschluss wurde im Koalitionspakt der Bundesregierung

Merkel IV das Programm �Soziale Teilhabe für alle� für 150.000 Personen festgeschrieben (Deut-

sche Bundesregierung, 2018). Auch wenn das deutsche Programm mehr aus Überlegungen

zur sozialen Teilhabe in der Gesellschaft und weniger aus Vollbeschäftigungsüberlegungen mo-

tiviert ist, so reiht es sich doch nahtlos in eine Wiederentdeckung ö�entlicher Beschäftigung als

Instrument zum Scha�en zusätzlicher Arbeitsplätze ein. Luxemburg wiederum hat seine eigene

Aktion 20.000 eingeführt, angepasst an die dortigen Notwendigkeiten und politische Präferenzen

(Stöger & Schmit, 2017). Ko-�nanziert mit europäischen Mitteln hat Griechenland ab 2011

ein limitiertes Beschäftigungsprogramm aufgelegt, genannt �Kinofelis� (International Labor

Organization, 2017), das die spätere stellvertretende Arbeitsministerin Rania Antonopoulos

gerne zu einem vollständigen �Employer of Last Resort� Plan ausgeweitet hätte (Antonopou-

los et al., 2014). Tatsächlich beschäftigte die neue Serie von Programmen ab 2016 kumu-

liert rund 87.000 Personen � zumeist für eine Dauer von fünf oder acht Monaten am Stück.

Frankreich wiederum hat ein kleines Pilotprojekt aufgesetzt, das bis Ende 2018 rund 600 Per-

sonen Arbeit verscha�en soll (Valentin, 2014). In Ungarn und der Slowakei wurden ebenfalls

staatliche Beschäftigungsprogramme aufgesetzt. Gerade in Ungarn mit durchschnittlich 200.000-

250.000 TeilnehmerInnen pro Monat dürfte die Arbeitslosigkeit dadurch gesunken sein (Pinter,

2015).5 Umgesetzt wurden auÿerhalb Europas wohl die zwei bekanntesten Programme in Indien

(International Labour Organization, 2016) und Argentinien (Kostzer, 2008; Galas-

so & Ravallion, 2004), denen hohe Wirksamkeit attestiert wurde.6 Ausgearbeitet, aber nicht

umgesetzt, wurden an einer Vollbeschäftigungslogik orientierte Vorschläge renommierter ameri-

kanischer Think Tanks für eine Jobgarantie in den USA (Wray et al., 2018; Paul et al.,

2018). Vor allem in den USA zeugt die Unterstützung von ELR-Programmen durch namhafte

demokratische Senatoren von zuletzt steigender Akzeptanz dieser Vorschläge (Booker, 2018).7

Von KandidatInnen bei den Vorwahlen für den demokratischen Präsidentschaftskandidat wird

erwartet, dass fast jede/r ein Job Guarantee Programm als Teil der eigenen Plattform vorlegen

wird. Währenddessen haben in Europa nur wenige politische Parteien Jobgarantie-Vorschläge in

ihre Programmatik aufgenommen. Auf EU-Ebene wird die Idee einer Jobgarantie aktuell noch

5Aufgrund des Workfare Charakters des ungarischen Public Works Programms, das die Arbeitslosenunter-
stützung im Zuge der Einführung des Programms ersatzlos gestrichen hat, unterscheidet sich das ungarische
Programm stark von der hier vorgestellten Jobgarantie.

6Einen selektiven Überblick über verschiedene nationale Programme bis 2007 gibt Kaboub (2007). Die Wirk-
samkeit des indischen Programms wurde von Muralidharan et al. (2017) und Srinivasan (2014) überprüft
und positiv beschieden.

7Die Nominierung der Ökonomin Stephanie Kelton als Chief Economist des Budget Committee des Senats des
US-Kongress durch Senator Bernie Sanders hat das Medieninteresse an der Job Guarantee regelrecht explodieren
lassen. Mittlerweile haben fast alle namhaften Zeitungen und Online-Medien über die Idee berichtet (Bloomberg,
The Nation, NYT, usw..).
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gar nicht diskutiert.

2.3 Die Aktion 20.000 als Mittel der ö�entlichen Beschäftigungspolitik

in Österreich

Das österreichische Pendant zu den obigen Beispielen einer ö�entlich geförderten Beschäftigungs-

politik ist die Aktion 20.000. Sie wurde unter der Regierung Kern mit Sozialminister Alois Stöger

am 1.7.2018 eingeführt, allerdings noch vor der österreichweiten Ausrollung von Sozialministerin

Hartinger-Klein der Regierung Kurz mit Ende 2017 ausgesetzt. In den Zielvorstellungen zur Ak-

tion 20.000 waren zum ersten Mal seit längerem ganz konkrete Ziele zur Reduktion der Langzeit-

arbeitslosigkeit der Zielgruppe (Menschen über 50 Jahren) formuliert und auch entsprechend mit

Geldmitteln hinterlegt: Angestrebt wurde eine Halbierung der Langzeitbeschäftigungslosigkeit

von Personen über 50 Jahren (je nach genauem Zeitpunkt und De�nition der Gruppe 45-55.000

Personen), wofür rund 20.000 ö�entlich geförderte Arbeitsplätze gescha�en werden sollten. Letz-

tens Endes wurden es trotz der Sistierung der Aktion am Ende der Pilotphase rund 4000.

Dass direkte ö�entliche Beschäftigung die Langzeitbeschäftigungslosigkeit reduziert, kann in Ta-

belle 1 anhand eines Vergleichs der Arbeitsmarktentwicklung in Regionen mit und ohne Aktion

20.000 eingesehen werden. Österreichweit (ohne Wien) lag die Zahl der langzeitbeschäftigungslo-

sen Personen über 50 Jahren in den Arbeitsmarktbezirken, die die Aktion 20.000 als Pilotprojekt

durchgeführt haben, mit Ende der Pilotphase um 10% niedriger.8 In den übrigen Arbeitsmarkt-

bezirken ohne Aktion 20.000 stieg die Langzeitbeschäftigungslosigkeit der über 50-jährigen hin-

gegen um 2%. Der Wirtschaftsaufschwung von 2017 hat mit einem Jahr Verspätung auch die

Langzeitbeschäftigungslosen über 50 Jahren erreicht, die aufgrund der Sistierung der Aktion

20.000 nicht vom Programm pro�tieren konnten, und bis Ende September 2018 zu einem Fall

um 8% geführt. Dennoch ist der nachhaltige E�ekt in den Pilotregionen der Aktion 20.000 auch

noch im September 2018 zu spüren, weil die Arbeitslosigkeit der Zielgruppe um 17% niedriger

ist � eine Di�erenz von neun Prozentpunkten. In der engagiertesten Pilotregion, dem Arbeits-

marktbezirk Voitsberg in der Steiermark, erzielte die regionale Geschäftsstelle einen Rückgang

der Langzeitbeschäftigungslosigkeit um -57%: Innerhalb von sechs Monaten sank die Zahl der

Langzeitbeschäftigungslosen von 260 auf 113. Trotz der Verhinderung des Voll-Ausrollens der

Aktion 20.000 durch die amtierende Bundesregierung zeigt die gelungene Pilotphase, dass ö�ent-

liche Institutionen in Österreich in der Lage sind, ö�entliche Beschäftigung schnell und e�zient

zu erscha�en.
8Da für das AMS Wien keine Pilot-Arbeitsmarktbezirke de�niert wurden, sondern stattdessen ein gemeinsames

Pilotprojekt für ganz Wien, liegen für Österreichs Hauptstadt keine aussagekräftigen Vergleichszahlen vor. Der
österreichweite Vergleich schlieÿt Wien daher aus.
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Tabelle 1 � Zahl der Langzeitbeschäftigungslosen über 50, Veränderung in Prozent im Vergleich
zum Tag vor Beginn der Aktion 20.000 (30.6.2017)

Datum 31.12.2017 30.4.2018 30.9.2018

Bundesland
Ende der
Pilotphase

Einstellun-
gen

abgeschlos-
sen

Weitere
Entwicklung

Burgenland A20 -13% -18% -18%
Keine A20 -4% -11% -16%

Kärnten A20 -8% -12% -12%
Keine A20 -1% -3% -6%

Niederösterreich A20 1% -3% -7%
Keine A20 6% 1% -2%

Oberösterreich A20 (mit Linz) -8% -8% -16%
Keine A20 4% -2% -7%

Salzburg A20 -26% -21% -18%
Keine A20 1% -2% -9%

Steiermark A20 -41% -39% -38%
davon: Voitsberg -57% -57% -56%
davon: Deutschlandsberg -28% -26% -23%
Keine A20 -2% -11% -15%
Keine A20 ohne Graz 2% -6% -9%

Tirol A20 (Innsbruck) -10% -17% -24%
Keine A20 -10% -22% -30%

Vorarlberg A20 (Bregenz) -3% -3% -11%
Keine A20 -3% -13% -15%

Österreich (ohne
Wien)

A20 -10% -13% -17%

Keine A20 2% -4% -8%

1 Quelle: AMS DWH

3 Das Konzept einer Jobgarantie für Österreichs Langzeit-

arbeitslose

Der Vorschlag, der in diesem Kapitel für Österreich unterbreitet wird, vereint zwei Begründun-

gen für ö�entliche Beschäftigungspolitik: Als Zielgruppe werden von Arbeitslosigkeit besonders

betro�ene Personen ausgewählt (Sicherstellung der sozialen Teilhabe aller Menschen an der Ge-

sellschaft), dennoch wird auch ein Beschäftigungsanspruch abgeleitet (der Anspruch, so weit als

möglich Vollbeschäftigung zu erreichen). So lässt sich der Vorschlag aus zweierlei Sicht betrachten:

Pragmatisch gesehen ist es die logisch folgende Ausdehnung der Aktion 20.000 auf die gesamte

Alterskohorte über 50 Jahre sowie der weitestgehende Aufbau einer Beschäftigungsaktion für

jene unter 50. Aus prinzipieller Sicht ist es ein erster Schritt zu einer universellen Jobgarantie
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für jeden Arbeitslosen.

3.1 Grundsätzliche Überlegungen zur Ausgestaltung

Befürworter/innen einer Jobgarantie gehen allerdings üblicherweise davon aus, dass staatlich

geförderte Arbeitsplätze durch ö�entliche Ausgaben �nanziert werden. Sofern notwendig, kann

das durch ö�entliche Verschuldung in eigener Währung geschehen. Eine monetäre Finanzierung

ist problemlos durchführbar, wenn die Zentralbank und die Regierung zusammenarbeiten. Doch

Österreich be�ndet sich innerhalb der Eurozone und hat keine Kontrolle über seine Währung,

weil es den Euro mit anderen Staaten teilt und ein unabhängiges Gremium (der Governeursrat

des Eurosystems in Frankfurt) die Geldpolitik festsetzt. Daher emp�ehlt es sich auf nationa-

ler Ebene, zunächst keine universelle Jobgarantie für alle Arbeitslosen einzuführen. Stattdessen

können zuerst diejenigen in eine Jobgarantie einbezogen werden, die sie am dringendsten benöti-

gen: Langzeitarbeitslose Personen. Als Langzeitarbeitslosigkeit im Sinne der Jobgarantie kann �

leicht modi�ziert � die Gruppe der Langzeitbeschäftigungslosen nach De�nition des AMS dienen

(abgekürzt: LZBL). Abzuziehen sind Personen mit einem Fachkräftestipendium, die nach ihrer

Ausbildung am primären Arbeitsmarkt eine Stelle suchen müssen. Hinzugefügt sollten jene Per-

sonen werden, die bereits vor einer längeren Krankheit über LZBL-Status verfügt haben, und

diesen nur dadurch verloren haben. Ebenfalls zu addieren wären jene Personen, deren Geschäfts-

fallende einzig durch eine geförderte Beschäftigung (SÖB, GBP, EB) verursacht wurde. Wie in

Appendix A.1 beschrieben, sind rund 150.000 Personen in Österreich statistisch als langzeit-

beschäftigungslos erfasst. Durch eine solche Einschränkung auf maximal 150.000 zu scha�ende

Arbeitsplätze ist sichergestellt, dass die Jobgarantie rein national im Rahmen des Bundesbudgets

�nanziert werden kann � auch ohne Kooperation des europäischen Zentralbanksystems.

Der Einführung einer Jobgarantie sollte ein zeitlich gesta�elter Umsetzungsplan zugrunde lie-

gen. Gesellschaftlich sinnvolle Arbeitsplätze zu scha�en benötigt gute Planung und Zeit für die

Umsetzung. Wie die Pilotphase der Aktion 20.000 erahnen lässt, kann eine Lohnförderung für

zusätzliche Jobs bei gemeinnützigen Vereinen, Gemeinden, und ö�entlichen Institutionen eine

gewisse Zahl an Menschen relativ schnell in Beschäftigung bringen. Auch für sozioökonomische

Betriebe und gemeinnützige Beschäftigungsprojekte besteht bis zu einem gewissen Grad ein re-

lativ schnell abrufbares Expansionspotenzial. Doch für eine gröÿere Anzahl an gesellschaftlich

sinnvollen, dauerhaft ö�entlich �nanzierten, Arbeitsplätzen muss ein zusätzlicher ö�entlicher

Arbeitsmarkt ausgebaut und teilweise erst geplant und aufgebaut werden. Auch weil wertvolles

Erfahrungswissen erst durch best practice Modelle und regelmäÿigen Austausch entsteht, sollte

der Anspruch auf eine Jobgarantie zuerst limitiert eingeführt und danach schrittweise entlang

von zwei Dimensionen erweitert werden. Die jeweils notwendige Platzanzahl kann somit am ehe-

sten vernünftig abgeschätzt und ab bestimmten, noch festzulegenden, Zeitpunkten bereitgestellt

werden. Einerseits kann ein höheres Alter als Kriterium herangezogen werden, um jene mit den

geringsten statistischen Arbeitsmarktchancen vorrangig mit Jobgarantie-Arbeitsplätzen auszu-

statten. Andererseits steht die Dauer der vorangegangenen Arbeitslosigkeit als zweite Dimension

9



zur Verfügung, um jenen Personen, die schon am längsten unter ihrer Arbeitslosigkeit leiden,

zuerst einen Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen. Begonnen werden kann mit der Altersgrup-

pe, welche die geringsten Übergangschancen in reguläre Beschäftigung hat. Wie in Appendix A

ausgeführt, hat statistisch gesehen nur weniger als eine von zwanzig Personen über 55 Jahren

eine Chance, in den nächsten eineinhalb Jahren ein vollversichertes Beschäftigungsverhältnis

aufzunehmen. Das Absenken der Altersgrenze von 55 auf 50, 45, 25, bis hin zu allen Alters-

gruppen erweitert den Personenkreis mit Anspruch schrittweise. Nach Dauer der Arbeitslosigkeit

gesta�elt (Geschäftsfalldauer, das zweite Kriterium) fängt man bei jenen ab fünf Jahren Netto-

Arbeitslosigkeitsdauer an, senkt jeweils um ein Jahr ab, und landet schlussendlich bei allen

Arbeitslosen mit über einem Jahr. In Abbildung 2 ist die Zahl der Anspruchsberechtigten für

verschiedene Varianten der Jobgarantie mit Hilfe der Arbeitslosenzahlen von 2017 dargestellt.

Die Zahl der Langzeitbeschäftigungslosen ist nach Alter und Dauer der Arbeitslosigkeit kumula-

tiv aufgegliedert, sodass verschiedene Varianten einer Jobgarantie inklusive ihrer Kriterien direkt

abgelesen werden können. Als Lesebeispiel: Eine Jobgarantie für all jene über 45, die mindestens

2 Jahre (netto-)arbeitslos sind, benötigt maximal 46.155 ö�entlich geförderte Arbeitsplätze.

Am Ende eines gelungenen Vollausbaus kann der Gesetzgeber überlegen, eine individuell einfor-

derbare Garantie auf ein Angebot einer geförderten Beschäftigung abzugeben. Dies ist für AMS-

Fördermaÿnahmen untypisch, im Sinne der Abgabe einer Jobgarantie aber nur konsequent. Es ist

ebenfalls konträr zur Regelung in der Aktion 20.000, die eine beschränkte Anzahl an Plätzen ohne

Rechtsanspruch zugeteilt hat. Ein Rechtsanspruch mit klaren Anspruchsvoraussetzungen hinge-

gen würde das individuelle Recht jeder Arbeitslosen auf mindestens ein Angebot eines ö�entlich

�nanzierten Arbeitsplatzes durch des AMS beinhalten, sofern bestimmte Anspruchsvorausset-

zungen vorliegen. Denkmöglich ist hierfür die Einschränkung auf jene, die einen Arbeitslosenver-

sicherungsanspruch erworben haben sowie eine Mindestaufenthaltsdauer in Österreich vorweisen

können.9 Für Personen ohne Arbeitslosenversicherung könnte ein Kontingent an Arbeitsplätzen

zur Verfügung gestellt werden, das (ohne Rechtsanspruch) den Arbeitslosen von BeraterInnen

des AMS vorgeschlagen oder zugebucht werden kann � ähnlich dem System der Aktion 20.000.

Keinesfalls sollte eine sofortige Verp�ichtung des Arbeitslosen bestehen, solch eine Stelle anzu-

nehmen, sobald er/sie die minimal notwendigen Arbeitslosentage angehäuft hat (Hieke, 2008).

Gerade für höherquali�zierte Arbeitslose kann die Annahme einer geförderten Beschäftigung in

Zukunft eine schlechtere Einschätzung des Lebenslaufs durch die Arbeitgeber bedeuten, was

eine künftige Arbeitsaufnahme im privaten oder ö�entlichen Sektor auÿerhalb des Programms

erschweren kann (Liechti et al., 2017). Nur bei anhaltendem, begründetem Zweifel an der

Arbeitswilligkeit des Arbeitslosen könnte die Beraterin das Recht haben, die Bewerbung auf eine

solche Stelle vorzuschreiben. Eine Nichteinhaltung dessen hätte analog zum derzeitigen System

eine Sperre der Unterstützungsleistung zur Folge. Ob und wann genau daher eine solche Stelle

anzunehmen ist, sollte entweder gar nicht oder aber mit ausreichend Flexibilität im Gesetz ver-

ankert sein, damit die Beraterin und die Arbeitslose noch Spielraum haben, um die individuell

9Eine Bewertung der Vereinbarkeit dieser Möglichkeiten mit österreichischem und europäischem Recht kann
in diesem Artikel nicht vorgenommen werden.
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Abbildung 2 � Umfasste Personen in unterschiedlichen Varianten der Jobgarantie, mit Alter und
Geschäftsfalldauer als Anspruchvoraussetzungen, kumulativ, 2017
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Quelle: AMS, eigene Darstellung

optimale Strategie zur Erwerbsaufnahme gemeinsam festlegen zu können.10

Eine noch zu klärende Frage ist, in wie weit die Eigeninitiative des Langzeitarbeitslosen ausge-

schöpft und nachgewiesen sein muss, bevor er oder sie Anspruch auf einen garantierten Arbeits-

platz hat. Eine intensive Vermittlungsphase auf ungeförderte Stellen im Privat- und Staatssek-

tor, bestehend sowohl aus Eigenbewerbungen als auch aus Vermittlungsvorschlägen der AMS-

Beraterin, sollte dem Antritt der ö�entlich geförderten Beschäftigung vorangehen. Des Weite-

ren ist zu klären, ob bei einer Verbesserung der Arbeitsmarktsituation, beispielsweise in einer

Hochkonjunktur, verp�ichtende Bewerbungsphasen während des geförderten Dienstverhältnis-

ses einzubauen sind, um einen zusätzlichen Anreiz zur Rückkehr in den ungeförderten Sektor

zu bieten.11 Dies kann auch altersabhängig erfolgen (z.B. für alle unter 45), weil für ältere Ar-

beitnehmer/innen aufgrund der Altersdiskriminierung seitens vieler Unternehmen nachweislich

schlechtere Chancen zur Rückkehr in den ersten Arbeitsmarkt bestehen.

Die Bedingung der Zusätzlichkeit der Arbeitsplätze � dass die gescha�enen Arbeitsplätze keine

bestehenden verdrängen oder auch potentiell zu scha�ende ersetzen dürfen � sowie die Festlegung,

10Eine Feinsteuerung der entsprechenden Regeln kann anschlieÿend immer noch durch Ministerweisungen oder
durch Beschlüsse des Verwaltungsrats des AMS erfolgen.

11Zum Beispiel kann das durch eine temporäre Stundenreduktion im geförderten Dienstvertrag umgesetzt wer-
den, wobei die reduzierten Stunden zur Nutzung von Eigenbewerbungen zu verwenden sind.
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dass die Arbeitskräfte nur in ö�entliche Institutionen und Einrichtungen sowie bei gemeinnüt-

zigen Vereinen und Organisationen arbeiten dürfen, war schon in den Richtlinien zur Aktion

20.000 verankert. Beide Kriterien können auch als Leitfaden für die Jobgarantie dienen.

Ein Mindestalter ab 25 Jahre für den Anspruch auf die Jobgarantie ist nicht zwingend notwendig,

kann aber überlegt werden. Unter 25 gelten sowohl die Ausbildungsp�icht bis 18 als auch die

Ausbildungsgarantie bis 25, die jungen Menschen zuallererst die Chance auf eine abgeschlosse-

ne Berufsausbildung für ihre nächsten Jahrzehnte am Arbeitsmarkt bieten sollen. Obwohl für

junge Menschen der Berufseinstieg oftmals mühsam ist und mit längerer Suchdauer, häu�ger

Arbeitslosigkeit, und prekären und atypischen Jobs verbunden ist, sollte der Kontakt zum ers-

ten Arbeitsmarkt absolute Priorität genieÿen, um eine nachhaltige Integration in denselben zu

ermöglichen. Ohnehin wären viele Jugendliche und junge Erwachsene von einer Jobgarantie aus-

geschlossen, sofern sie noch keinen ausreichenden ALV-Anspruch erworben haben.

Eine entscheidende Frage ist, ob die zu scha�enden Dienstverhältnisse nach dem jeweils anzu-

wendenden Kollektivvertrag oder nach einem noch festzusetzenden Mindestlohn (beispielsweise

1500 oder 1700 Euro im Monat) entlohnt werden. Beide Varianten haben Vorteile. Die ursprüng-

liche amerikanisch-australische Idee der Job-Garantie sieht einen Arbeitsplatz zum Mindestlohn

vor. Einerseits gelänge es dadurch, einen generellen Mindeststandard am Arbeitsmarkt staatlich

vorzulegen, den der Privatsektor nicht unterbieten kann. Andererseits bleibt der Anreiz erhal-

ten, bei besseren Konditionen in den ungeförderten ö�entlichen Sektor oder den Privatsektor

zu wechseln. Der ö�entlich geförderte Arbeitsmarkt dient daher als Pu�erbestand, in den je

nach Konjunkturlage Arbeitskräfte ein- oder aus�ieÿen (Mitchell, 1998). Die Gefahr dabei ist

allerdings, dass die Möglichkeit eines Mindestlohnsektors bei schlechtem Management und wahr-

genommenen knappen Budgets zu einer Substitution staatlicher kollektivvertraglich bezahlter

Arbeitsplätze mit jenen der geringer entlohnten Jobgarantie führen könnte. Um diese Substi-

tution zu vermeiden, und auch um in den Betrieben/Vereinen/ö�entlichen Institutionen keine

Zweiklassen-Arbeitswelt entstehen zu lassen, hatte die Aktion 20.000 zur Bedingung, kollektiv-

vertragliche oder (falls kein Kollektivvertrag anwendbar ist) angemessene Entlohnung sicherzu-

stellen. Logischerweise ist aus �nanzieller Sicht letztere Variante teurer. In dieser Studie tre�en

wir keine Entscheidung für oder gegen eine der beiden Möglichkeiten, sondern rechnen mehrere

Varianten durch: Einen monatlichen Mindestlohn von 1300, 1500, oder 1700 Euro (14 Mal im

Jahr); auÿerdem zwei Varianten, die sich aus kollektivvertraglicher Besetzung der Jobs im Rah-

men der Aktion 20.000 ergeben. In Abbildung 3 sieht man, wo diese Jobs in Relation zu den

Markteinkommen (Jahres-Bruttolohneinkommen 2017) stehen. Ein Jobgarantie-Arbeitsplatz mit

einem Mindestlohn von 1700 Euro monatlich (14 Mal) ergibt ein Bruttoeinkommen von 23.800

Euro im Jahr. Es be�ndet sich im 5. Zehntel der Verteilung der Jahres-Bruttolohneinkommen.

Das bedeutet, dass jedenfalls 40% (bis 21.833 Euro) der österreichischen Arbeitnehmer/innen

weniger verdienen würden als der Jobgarantie Arbeitsplatz bezahlen würde. Im Umkehrschluss

verdienen mindestens 50% der österreichischen Arbeitnehmer/innen mehr (über 27.545 Euro).

Dieser Vergleich ist allerdings nur beschränkt zulässig, weil Arbeitnehmer/innen, die Teilzeit ar-
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Abbildung 3 � Vergleich der Bruttojahreseinkommen: Varianten der Jobgarantie Arbeitsplätze
(Vollzeit, rechts von der Achse) in Relation zur österreichischen Lohneinkommensverteilung (mit
und ohne Teilzeit, links der Achse) 2017
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Legende: Die jeweiligen Bruttojahreseinkommen sind aufsteigend auf der horizontalen Achse aufgetragen.
Linien nach links sind die Endpunkte der einzelnen Zehntel (Dezile) der österreichischen Jahresbrutto-
lohneinkommensverteilung nach Statistik Austria (2017, Unselbstständig Beschäftigte, inkl. Teilzeit).
Linien nach rechts stellen verschiedene Varianten des möglichen Gehalts der Jobgarantie-Arbeitsplätze
dar. Die dazugehörigen Jahresbruttogehälter sind jeweils in Achsennähe abgetragen.
Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung
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beiten oder nicht ganzjährig berufstätig sind, in der Jahres-Lohneinkommensverteilung enthalten

sind. Gemäÿ Statistik Austria betrug das Jahres-Bruttolohneinkommen des 1. Zehntels (10% ver-

dienen weniger) der Vollzeitbeschäftigten 24.906, womit ein Jobgarantie Arbeitsplatz mit 1700

Euro, 1500 Euro, oder 1300 Euro monatlich für Vollzeitbeschäftigte in den 10% am geringsten ver-

güteten Tätigkeiten bleibt. Lediglich die in der Aktion 20.000 veranschlagten Gehälter be�nden

sich im 2. Zehntel (mehr als 10% verdienten weniger, mehr als 80% der Lohneinkommensbezieher

verdienten mehr). Somit sollte für Personen mit einem Arbeitsplatz im Rahmen der Jobgaran-

tie weiterhin ein Anreiz bestehen, in eine Vollzeitbeschäftigung auÿerhalb der Jobgarantie zu

wechseln � wenn der Privatsektor eine solche Möglichkeit bietet.

3.2 Die Finanzierungsfrage

Kernstück der Finanzierung der Jobgarantie ist der etwas sperrig klingende �Passiv-Aktiv Trans-

fer�, den die christliche Hilfsorganisation Diakonie am deutschen Beispiel folgendermaÿen erklärt

(Initiative Pro Arbeit, 2013):

Die Idee ist so einfach wie bestechend: Alle �Hartz IV�-Leistungen werden in einen

Lohnkostenzuschuss umgewandelt.12 Wie das erfolgreich umgesetzt werden kann,

zeigt das von der Diakonie entwickelte Konzept des �Passiv-Aktiv-Transfers� (PAT).

Ziel des PAT-Modells ist es, Arbeit zu �nanzieren statt Arbeitslosigkeit. Und das

funktioniert denkbar einfach: Statt langzeitarbeitslosen Menschen lediglich nur Geld

zu geben, bündelt man alle �nanziellen Unterstützungsleistungen, die sie erhalten,

und scha�t damit eine sozialversicherungsp�ichtige Beschäftigung.

Die österreichische Aktion 20.000 für ältere Langzeitbeschäftigungslose über 50 Jahren baute

ebenfalls auf einem Passiv-Aktiv Transfer auf. Erste Anhaltspunkte zur Praxis des PAT könnte

eine Studie des Instituts für Höhere Studien liefern, welche im Auftrag des Sozialministeriums die

�skalischen E�ekte der Aktion 20.000 berechnet hat. Sie wird aber von Sozialministerin Beate-

Hartinger Klein � wohl aufgrund des Erfolgs der Aktion 20.000 � zurückgehalten und bleibt

daher unverö�entlicht (Kurier, 2018). In einer provisorischen �skalischen Analyse auf Basis der

Daten zur Aktion 20.000 mit Stand 24. August 2017 (mit bis dahin nur einigen wenigen Hun-

dert TeilnehmerInnen) belaufen sich die durchschnittlichen Mehrkosten für die ö�entliche Hand

(Vergleich Teilnahme und Nicht-Teilnahme an der Aktion 20.000) auf 6.701 Euro pro Jahr.13 Da

12Anmerkung: Hartz IV umfasst in etwa die österreichische Notstandshilfe und Mindestsicherung.
13Nimmt man diese Gröÿe als ungefähren Anhaltspunkt auch für andere Alterskohorten, so kosten 150.000

Arbeitsplätze im Jahr 1,005 Mrd. Euro. Doch sind ältere Arbeitslose typischerweise aufgrund ihrer höheren
Ansprüche gegenüber der Arbeitslosenversicherung teurer als jüngere Alterskohorten, weswegen der Notstands-
hilfebezug höher ausfällt als im Durchschnitt der Langzeitarbeitslosen. Das zeigen auch die Berechnungen des
Sozialministeriums bei der Einführung der Aktion 20.000. Pro Langzeitbeschäftigungslosem wurden 10.000 Euro
Brutto-Mehrkosten pro Jahr veranschlagt, weil (im Rahmen des Passiv-Aktiv Transfers) von einem geschätzten
Bruttogehalt von 27.000 Euro (Kosten für die ö�entliche Hand) die andernfalls (bei Nicht-Teilnahme) zu zahlende
Notstandshilfe (sowie sonstige Kosten) in Höhe von 17.000 Euro abzuziehen ist (Muchitsch &Wöginger, 2017).
Diese Daten sind allerdings als Vorab-Berechnungen nicht notwendigerweise auch so eingetreten. Nachdem sich
die Höhe der Gehälter nach den Kollektivverträgen richtet, können die als Monatsgehalt angenommenen 1.928,57
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Tabelle 3 � Kosten der Jobgarantie bei 150.000 Plätzen in Relation zu bekannten Gröÿen

minimal maximal

in % des BIP 0,19 0,36
in % des Staatsausgabe 0,37 0,73
in % der Staatseinnahmen 0,38 0,75
in % des Budget des Bundes 0,88 1,72
in % der Sozialausgaben des Gesamtstaats 2,47 4,83
in % der Sozialausgaben, Teilbereich Arbeit 11,17 21,86
in % der Ausgaben für aktive und aktivierende Arbeitsmarktpolitik 27,04 52,90
in % der Ausgaben für Notstandshilfe 43,82 85,72
in % der Ausgaben für Mindestsicherung 70,05 137,05

Quelle: eigene Berechnungen (kostengünstigste und teuerste Variante aus Tabelle 2), Sta-
tistik Austria, ELIS (BMASKG)

Tabelle 4 � In der Berechnung der Kosten einer Jobgarantie nicht berücksichtigte, aber prinzipiell
quanti�zierbare, Wirkungen einer Jobgarantie auf den Staatshaushalt und die Gesamtwirtschaft

E�ekt auf Staatshaushalt und Gesamtwirtschaft Richtung des E�ekts1

Ankurbelung der Wirtschaft durch zusätzliche Konsumausgaben (Drittrundene�ekte) +

Wegfall weiterer staatlicher Transferleistungen (Wohnbeihilfe) +

Mittel- bis langfristige Reduktion zusätzlicher Gesundheitskosten der LZ-AL +

Steigerung Vermittlungsfähigkeit der AN in den Privatsektor +

Nicht-Teilnahmen an der Jobgarantie (Verbleib im alten System) +

Möglichkeit von Teilzeitjobs innerhalb der Jobgarantie +

Wegfall geringfügiger Jobs der ehemals Arbeitslosen +/−
Verändertes AMS Budget +/−
Veränderte Abgangsrate in ungeförderte Beschäftigung +/−
Benötigter Kapitalstock für Projekte +/−
Abwicklungskosten der direkten Beschäftigung bei gemeinnützigen Überlassern −
Langfristig höhere Pensionsansprüche −
1 + . . . zusätzliche Einnahmen oder reduzierte Kosten
− . . . höhere Kosten
+/− . . . unklare Richtung, weil gegensätzliche E�ekte
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ältere Langzeitbeschäftigungslose aber aufgrund günstigerer Regelungen im Arbeitslosenversi-

cherungsgesetz im Durchschnitt systematisch höhere Ansprüche aufweisen, kann diese Zahl nicht

einfach auf alle Langzeitarbeitslosen übertragen werden.

Berechnungen für verschiedene Modelle der Jobgarantie für alle Langzeitarbeitslosen sind in

Tabelle 2 einzusehen. Ausgangspunkt ist dabei ein hypothetischer durchschnittlicher Langzeitar-

beitsloser (ohne Betreuungsp�ichten) mit einem Notstandshilfebezug von 767,80 Euro in Spalte 4,

der sich aus einem angenommenen vormaligen Monatsgehalt in Höhe von 1300 Euro (als Bemes-

sungsgrundlage des Arbeitslosengeldes und der Notstandshilfe) ergibt.14 Anschlieÿend werden

verschiedene Modelle durchgespielt, die jeweils unterschiedliche Bruttogehälter des Jobgarantie-

Arbeitsplatzes annehmen. In Reihe 1 ist der monatliche Bruttoverdienst mit 1300 Euro ausgewie-

sen, der 14 Mal im Jahr bezahlt wird (inklusive Sonderzahlungen). Dahinter liegt die Absicht,

einen groÿen Abstand zu kollektivvertraglich entlohnten Dienstverhältnissen zu behalten, um

einen zusätzlichen Anreiz für Jobgarantie-Beschäftigte zu bieten, bei verbesserter Konjunkturla-

ge in den privaten oder ungeförderten ö�entlichen Sektor zu wechseln. Im Unterschied dazu ist

in Reihe 2 der in weiten Teilen der Kollektivverträge vorgesehene Mindestlohn ausgewiesen (in

Höhe des monatlichen Bruttoverdienstes von 1500 Euro zuzüglich Sonderzahlungen), während

Reihe 3 auf die seitens der Gewerkschaften als Mindestlohnforderung aufgestellten 1700 Euro

erhöht. Reihe 4 und 5 sind zwei Zahlen zum Bruttogehalt, die sich aus der Aktion 20.000 er-

geben: 1812 Euro ist jenes Gehalt, das den TeilnehmerInnen der ersten eineinhalb Monate im

Schnitt gezahlt wurde, und 1928 Euro jenes, das in der Planungsphase angenommen wurde. Im

Gegensatz zu den Mindestlohnjobs der vorhergehenden drei Modelle sind diese beiden Gehälter

Mittelwerte, die sich aus den jeweils anwendbaren Kollektivverträgen ergeben. Die monatlichen

Mehrkosten der ö�entlich geförderten Beschäftigung in Spalte 5 entsprechen einem geringfügig

bezahlten Arbeitsverhältnis plus/minus rund 200 Euro je nach gewähltem Modell. In dieser Be-

rechnung sind Sozialversicherungsbeiträge des Dienstnehmers und Dienstgebers, die Lohnsteuer,

und Umsatzsteuer eingerechnet.15 Nimmt man nun das Modell mit einem Mindestlohn von 1700

Euro als Beispiel, so �nanziert sich dieses durch den Passiv-Aktiv Transfer zu 51,3% selbst, weil

der Notstandshilfebezug eingespart werden kann. Das Jahres-Nettoeinkommen der Arbeitslosen

verdoppelt sich beinahe (97,46%). Geht man von einer fast maximalen Inanspruchnahme der Job-

garantie mit 150.000 Arbeitsplätzen im Jahr aus � was unrealistisch ist, da es Nicht-Teilnahmen

geben wird � würde das die Republik 1,11 Mrd. Euro bzw. 0,3% des BIP kosten.

Euro in der Umsetzung der Aktion 20.000 höher oder niedriger ausgefallen sein. Auch die angenommenen Kosten
von 17.000 Euro könnten durch eine unbeabsichtigte verzerrte Auswahl der Langzeitbeschäftigungslosen mit sys-
tematisch höheren oder niedrigeren Notstandshilfebezügen von diesem Wert abweichen. Nimmt man trotz allem
diese 10.000 Euro Di�erenz auch als für alle Alterskohorten gültig an, dann kommt man als Anschub�nanzie-
rung durch den Bundeshaushalt auf 1,5 Mrd. Euro bei 150.000 Arbeitsplätzen. Rück�üsse sind darin aber nicht
enthalten, weswegen diese Rechnung zu hohe Kosten anzeigt. Andere E�ekte wie der Wegfall einkommensabhän-
giger Transferleistungen bei Maÿnahmenteilnahme oder konsuminduzierte Fiskale�ekte (Zweitrundene�ekte) sind
natürlich ebenso wenig berücksichtigt.

14Dies ist sehr nahe an den tatsächlichen Daten: Laut Sozialministerium entsprach die durchschnittliche mo-
natliche Notstandshilfe ohne Sozialversicherungsabgaben im Jahr 2017 763,50 Euro.

15Eine 100%-ige Konsumquote wird für die Zeit der Langzeitarbeitslosigkeit angenommen und eine 95%-ige für
die Zeit im ö�entlich geförderten Job.
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Je nach gewähltem Bruttogehalt (von 1300 bis 1928 Euro monatlich) belaufen sich die Kosten

für 150.000 Arbeitsplätze zwischen 0,68 und 1,34 Mrd. Euro. Dies entspricht 0,19 bis 0,36 Pro-

zent des Bruttoinlandsprodukts. Zwecks Vergleich der Gröÿenordnungen lassen sich aus Tabelle 3

weitere nützliche Werte ablesen. Insgesamt macht die notwendige Summe nur einen sehr klei-

nen Teil im gesamtösterreichischen Budget aus. Relativ zu den bisherigen Ausgaben für aktive

Arbeitsmarktpolitik bedeutet eine Jobgarantie aber eine starke Zunahme, womit eine deutliche

Aufwertung der Beschäftigungspolitik im Rahmen des Arbeitsmarktbudgets erfolgt.

Diverse kurz-, mittel-, und langfristige positive wie negative �skalische und prinzipiell quanti�zier-

bare E�ekte, die in der obigen Schätzung unberücksichtigt bleiben müssen, werden in Tabelle 4

ohne Garantie auf Vollständigkeit skizziert. Eine ausführlichere Kosten-Nutzen-Rechnung der

österreichischen Jobgarantie würde den Rahmen dieses Konzepts sprengen, könnte aber durch

Beauftragung einer eigenen wirtschaftswissenschaftlichen Studie eingeholt werden. Insbesondere

für den wohl wichtigsten Parameter, die Teilnahmerate, fehlen belastbare Schätzungen. Daher

wurde in diesem Kapitel lediglich versucht, die unmittelbaren Kosten bei einer als maximal ange-

sehenen Teilnahmerate zu umreiÿen, um grobe Richtwerte für die kurzfristigen E�ekte der Job-

garantie auf das staatliche Budget zu erhalten. Zwei weitere, entgegengesetzt wirkende, Elemente

bleiben ebenfalls unberücksichtigt. Zum einen sind das die unmittelbaren Kosten der Arbeits-

kräfteüberlassung an künftige Arbeitgeber und die Kapitalkosten neuer sozioökonomischer oder

gemeinnütziger Betriebe im Rahmen der Jobgarantie.16 Zum anderen fehlen in der Berechnung

die indirekten E�ekte aus einem zusätzlichen Konsumimpuls zwischen 0,71 und 1,37 Mrd. Euro.

Vormals langzeitarbeitslose, nun beschäftigte kaufkraftstärkere Personen steigern den Absatz der

Unternehmen. Schon alleine dadurch würde das BIP im Zweitrundene�ekt um 0,19-0,37% steigen.

Einem keynesianischen Multiplikatore�ekt folgend könnte dies durch höhere Investitionen, mehr

Arbeitsplätze, und mehr privaten Konsum Dritt- und Viertrundene�ekte (usw.) auslösen. Das

wiederum bringt dem Staatsbudget höhere steuerliche Rück�üsse ein. Als Fazit bleibt, dass eine

Jobgarantie für Langzeitarbeitslose �nanzierbar ist, sofern der politische Wille dazu vorhanden

ist.

3.3 Kosten für Varianten nach Alter und Dauer der Arbeitslosigkeit

Wie in Abschnitt 3.1 beschrieben ist eine schrittweise Einführung der Jobgarantie sinnvoll. Im

vorherigen Kapitel hingegen wurden die Zusatzkosten im Vergleich zum Status Quo für die �nale

Version einer Jobgarantie für Langzeitarbeitslose berechnet. Der Berechnung zugrunde liegt die

Annahme von 150.000 benötigten und zu �nanzierenden Arbeitsplätzen, sowie die durchschnitt-

16Die Kosten der Verwaltungspauschale für die Arbeitskräfteüberlassung an gemeinnützige Organisationen lag
bei der Aktion 20.000 bei 100 Euro pro Monat pro überlassene Arbeitskraft. Würden, was nicht der Fall wäre,
alle Arbeitskräfte über einen gemeinnützigen Überlasser angestellt, so kämen jährliche Kosten pro Arbeitskraft
von 1200 Euro zustande. Bei maximal 150.000 durchgängig besetzten Plätzen wären dies maximal 0,18 Mrd. Euro
(0,048% des BIP). Alternativ könnte dieser Betrag als Kapitalkostenbeitrag für neu zu gründende sozioökonomi-
sche Betriebe verwendet werden. Natürlich ist dies nicht das Ende der vollständigen Kosten-Nutzen Rechnung.
Beim Überlasser selbst würden ebenfalls Arbeitsplätze und Wertschöpfung gescha�en werden. Im Fall der Neu-
gründung eines SÖBs bedeuten die Kapitalausgaben auch eine zusätzliche Stimulierung der Wirtschaft um diesen
Betrag, wobei erwirtschaftete Eigenanteile als Gewinne wieder an den SÖB zurück�ieÿen.
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lichen Kosten einer Langzeitarbeitslosen gemäÿ Daten des AMS. Für die schrittweise Einführung

einer Jobgarantie für Langzeitarbeitslose, die nach Alter und Dauer der Arbeitslosigkeit aus-

wählt, fallen jedoch zuerst nur niedrigere Zusatzkosten an. Diese ergeben sich im wesentlichen

aus zwei Faktoren: Zum einen ist die benötigte Zahl an Arbeitsplätzen niedriger, wie bereits

in Abbildung 2 ersichtlich war. Zum anderen unterscheidet sich der Durchschnittsbezug einer

arbeitslosen Person je nach Alter. Da ältere Arbeitslose einerseits tendenziell höhere Gehälter

aufgrund von Berufserfahrung und Seniorität erhalten haben, ist die Berechnungsgrundlage für

ihre Notstandshilfe höher anzusetzen. Andererseits gelten mit fortgeschrittenem Alter günstigere

gesetzliche Regeln für die Länge und Höhe des Bezugs.17

Unter Berücksichtigung beider Faktoren können die Nettokosten (Zusatzkosten im Vergleich zum

Status Quo) für unterschiedliche Varianten der Jobgarantie berechnet werden � dargestellt in

Abbildung 4 für das höchste angenommene Bruttomonatsgehalt mit 1928,57 Euro.18 Als Lese-

beispiel: Eine Jobgarantie für all jene über 45 Jahre, die mindestens zwei Jahre arbeitslos sind

(gemessen nach der Geschäftsfalldauer des AMS), kostet maximal 0,099% des BIP bzw. 0,366

Mrd. Euro. Zwei Schlüsse lassen sich daraus ziehen. Erstens erscheint eine Jobgarantie leistbar.

Selbst die Variante, die alle Langzeitbeschäftigungslosen (über 1 Jahr arbeitslos) über 25 Jahren

abdeckt, ist für maximal 0,324% des BIP (1,198 Mrd. Euro) an Lohnkostenförderung umsetzbar.

Zweitens sind gerade Varianten, die zunächst auf Personen im fortgeschrittenen Erwerbsalter in

Kombination mit längerer Erwerbslosigkeit abzielen, wesentlich kostengünstiger zu haben. Eine

Jobgarantie mit den Anspruchsvoraussetzungen der Aktion 20.000 (über 50 Jahre, über 1 Jahr

arbeitslos) kostet unter 500 Mio. Euro jährlich. Um weniger als 400 Mio. Euro könnten alle Über

45-jährigen mit mindestens zwei Jahren Arbeitslosigkeitsdauer oder alle über 25-jährigen mit drei

Jahren Dauer angestellt werden. Mit um die 250 Mio. Euro ist selbiges für vier Kombinationen

möglich (Ü55 mit einem Jahr, Ü50 mit 2 Jahren, Ü45 mit 3 Jahren, Ü25 mit 4 Jahren). Noch

restriktivere Kombinationen sind alle mit weniger als 200 Mio. Euro zu veranschlagen. Für 107

Mio. Euro können alle Personen mit über 5 Jahren Geschäftsfalldauer beschäftigt werden.

Als nur ein möglicher Ablauf des Ausbaus einer Jobgarantie ist daher folgende Variante denkbar:

Im ersten Jahr eine Art Wiedereinführung der Aktion 20.000 um Zusatzkosten von maximal 173

Mio. Euro, die allen über 50 Jahren mit über 3 Jahren Arbeitslosigkeitsdauer (etwas über 22.000

Menschen) das Angebot eines ö�entlich geförderten Arbeitsplatzes garantiert.19 Das sollte mit

den Mitteln der Aktion 20.000 (Lohnkostenübernahme bei gemeinnützigen Vereinen, Gemein-

den, und anderen ö�entlichen Institutionen) durchführbar sein. Insofern sich während des Jahres

abzeichnet, dass nicht alle Plätze von den Anspruchsberechtigten angenommen werden, können

die Plätze auch an Jüngere oder an Personen mit kürzerer Arbeitslosigkeit vergeben werden. Im

darau�olgenden Jahr können mit maximal 223 Mio. Euro auch die rund 26.000 25-44 Jährigen,

17Zwar dürfte auch in den Kollektivverträgen der Jobgarantie-Jobs durch Anrechnung der Berufserfahrung ein
fortgeschrittenes Alter tendenziell zu einem höheren Gehalt führen, dennoch lasse ich diesen E�ekt unberücksich-
tigt, weil er schwer zu erfassen ist.

18Die gleiche Abbildung mit den Kosten in % des Bruttoinlandsprodukts 2017 statt in Mrd. Euro ist in Appen-
dix A.2 zu sehen.

19Arbeitslose in der Aktion 20.000 hatten im Durchschnitt davor 2,9 Jahre Netto-Arbeitslosigkeit zu verzeichnen.
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die über 3 Jahre arbeitslos sind, miteinbezogen werden. Um eine ähnliche Summe (252 Mio.

Euro) können auch die Über 50-Jährigen, die 1-3 Jahre arbeitslos sind (ca. 32.000 Personen),

im zweiten Jahr angestellt werden. Aus den Erfahrungen des ersten Jahres wird sich für das

Sozialministerium und das AMS weisen, ob es mit den Instrumenten der Aktion 20.000 fortfah-

ren kann, oder ob andere Methoden gefunden werden müssen, um die benötigten Arbeitsplätze

zu scha�en.20 Sofern dies gut gelingt, könnte im dritten Jahr auf die endgültige Zielgröÿe von

150.000 Arbeitsplätzen ausgebaut werden.

Abbildung 4 � Nettokosten unterschiedlicher Varianten der Jobgarantie bei 1928 Euro/Monat,
in Mrd. Euro, nach Alter und Geschäftsfalldauer, 2017
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3.4 Drei Schritte zur Umsetzung

Zur Umsetzung der �Jobgarantie für Österreichs Langzeitarbeitslose� schlage ich drei weitere

Schritte vor:

1. Ein zeitlich gesta�elter Umsetzungsplan, der den Anspruch auf eine Jobgarantie einführt

und schrittweise entlang von zwei Dimensionen erweitert. Begonnen werden sollte einerseits

20Unter anderem: Eine Aufnahmeo�ensive im ö�entlichen Dienst, ein starker Ausbau der sozialökonomischen
Betriebe und gemeinnützigen Beschäftigungsprojekte, staatlich organisierte oder geförderte Unternehmensgrün-
dungen für den längerfristigen systematischeren Einsatz der spezi�schen Quali�kationen der Langzeitarbeitslosen,
ausführlichere Weiterbildungsangebote vor der Jobaufnahme, usw..
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mit der Altersgruppe, welche die geringsten Übergangschancen in reguläre Beschäftigung

hat: Personen über 55 Jahre.21 Andererseits sollten jene Personen, die sich schon am längs-

ten in Arbeitslosigkeit be�nden, ebenfalls sofort Anspruch haben. Anhand dieser Kriterien

kann die Ausarbeitung eines konkreten Modells erfolgen, das bei schrittweiser Einführung

die Anspruchsvoraussetzungen und die Anspruchsberechtigten für die nächsten Jahre bis

zum Vollausbau genau de�niert. Gefolgt wird dies von der Ausarbeitung eines Gesetzes-

entwurfes, der ein solches Programm ermöglichen würde, und der im österreichischen Na-

tionalrat eingebracht wird.

2. Ein Best-Practice Austausch von Expert(inn)en des Sozialministeriums, der Arbeitnehmer-

und ArbeitgebervertreterInnen, AMS-MitarbeiterInnen der verschiedenen Ebenen, Stake-

holdern (SÖBs und GBPs, Arbeit Plus, Vereine, Gemeinden) und langzeitbeschäftigungslo-

sen Personen kann systematisiert in Erfahrung bringen, was bei Design und Umsetzung des

Projekts vorab zu berücksichtigen ist. Unter anderem kann auf den rezenten Erfahrungen

der Aktion 20.000 Pilotregionen aufgebaut werden. Grundsätzlich soll geplant werden, wie

ein auf die Jobgarantie abgestimmtes und verändertes AMS-Budget auszusehen hätte, und

in welchen Bereichen die zusätzlichen Jobs gescha�en werden können.

3. Die Vergabe einer wissenschaftlichen Studie mit einer ausführlichen Kosten-Nutzen Rech-

nung inklusive der oben nicht berücksichtigten Bereiche.22

21Auch Kombinationen höheren Erwerbsalters mit gesundheitlicher Beeinträchtigung und geringer Quali�kation
führen für die Betro�enen zu äuÿerst niedrigen Wahrscheinlichkeiten, wieder eine Arbeit zu �nden.

22 Untersuchungsgegenstand der Studie könnte unter anderem sein:

(a) Eine aktualisierte Darstellung der Erwerbsverläufe der Arbeitslosen in Österreich seit 2000 im Hinblick
auf deren möglicher Teilnahme (Anspruchsberechtigung) an einer Beschäftigungsgarantie. Erwartete Teil-
nahmeraten sowie (soweit überhaupt prognostizierbar) Übergangswahrscheinlichkeiten in die Jobgarantie
und aus der Jobgarantie hinaus sollen so durch tatsächliche Erfahrungen am Arbeitsmarkt eruiert werden.
Daraus ergibt sich:

i. Eine Zeitreihe, die darstellt, wie viele Personen maximal möglich die Jobgarantie in Anspruch nehmen
könnten � zwecks Abschätzung der maximalen Beanspruchung und Kosten für das Bundesbudget.

ii. (Mindestens) Eine Zeitreihe, die, so gut als möglich, abschätzt, wie viele Personen die Jobgarantie in
Anspruch nehmen werden. Variationen der Teilnahmeraten können ebenfalls simuliert werden.

iii. Zeitreihen, die unter verschiedenen rechtlichen Annahmen für die Anspruchsvoraussetzungen (1,2,3,4,
oder 5 Jahre langzeitbeschäftigungslos als Voraussetzung; sowie Varianten für kürzere Anspruchsvor-
aussetzungen für ältere und jüngere Personen im Vergleich zu Personen im Haupterwerbsalter) die Zahl
der Anspruchsberechtigten aus Punkt a und b variieren.

(b) Zur Risikokontrolle ein Szenario, das in einer weiteren groÿen Rezession bzw. Finanzkrise zu einer verstärkten
Beanspruchung der Jobgarantie führt.

(c) Finanzielle Kostenabschätzungen, die auf der Anzahl der anspruchsberechtigten bzw. wahrscheinlichen Zahl
der Anspruchsnehmer aufbauen. Insbesondere sollen Nettokosten für den Gesamtstaat berechnet werden, die
die Ersparnis von Notstandshilfe, Arbeitslosengeld, und Mindestsicherung einbezieht und andere zusätzliche
staatliche Einnahmen berücksichtigt wie erhöhte Abgaben durch direkte und induzierte volkswirtschaftliche
(Multiplikator-)E�ekte.

(d) Eine Kosten-Nutzen-Rechnung, welche die allgemeinen gesundheitlichen E�ekte verringerter Langzeitar-
beitslosigkeit und den gesamtgesellschaftlichen Nutzen mitberücksichtigt.
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Anhang A Das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit

Für wie viele Personen in Österreich funktioniert der Arbeitsmarkt von Jahr zu Jahr nicht mehr?

Zwar ist die Antwort auf diese Frage auch aus sozialpolitischen Gründen interessant, aber für

unsere Zwecke hilft sie vor allem, den Personenkreis zu eruieren, der von einer Beschäftigungs-

garantie umfasst werden soll. Eine eindeutig richtige Antwort gibt es auf diese Frage nicht, sehr

wohl aber eine De�nition und Abgrenzung betro�ener Personenkreise mittels verschiedener sta-

tistischer Kennzahlen. Bevor wir diese aktuellen Zahlen betrachten, lohnt jedoch ein Blick auf die

bisherige Forschung zur Zweiteilung des Arbeitsmarktes. Eppel et al. (2012) analysieren die

gesamte Arbeitslosigkeit im Zehnjahreszeitraum 2000-2010. Sie weisen auf eine starke Konzentra-

tion der in Arbeitslosigkeit verbrachten Tage bei einer kleinen Gruppe von Erwerbspersonen hin.

Jene 5% mit der höchsten Anzahl an Arbeitslosigkeitstagen von 2000 bis 2010 waren im gesam-

ten Zeitraum fast an jedem zweiten Tag (46%) in Arbeitslosigkeit (AL), während die restlichen

95% der betrachteten Erwerbspersonen im Schnitt lediglich 2,5% der Zeit arbeitslos waren. Die

hauptbetro�enen 5,8% der Erwerbspersonen haben zusammen 50% der AL-Tage akkumuliert

und die nachfolgenden 9,3% der Personen weitere 30% der Tage angesammelt.23 Daher ist eine

sogenannte Segmentation (Schichtung) innerhalb der Erwerbstätigen festzustellen. Die meisten

Erwerbstätigen waren in diesen zehn Jahren gar nie arbeitslos. Dann gibt es eine breite Gruppe,

die nur kurz bzw. selten arbeitslos ist. Und schlieÿlich gibt es eine (zu groÿe) Gruppe an Men-

schen, die dauerhaft bzw. häu�g wiederkehrend arbeitslos ist (Eppel et al., 2017, 2018). Eppel

et al. (2012) führen auch eine Längsschnittsanalyse der Arbeitslosigkeit für den Zeitraum 1999-

2010 durch � eingeschränkt auf jene, die in der Zweijahresperiode 1999-2000 zwischen 16 und

44 Jahre alt waren, um Abgänge in die Pension auszublenden. 30% der Arbeitskräfte, die in der

Zweijahresperiode 1999-2000 dominant arbeitslos waren, sind dies auch noch zehn Jahre spä-

ter in der Zweijahresperiode 2009-2010.24 In einer Folgestudie des WIFO25 untersuchen Eppel

et al. (2014) die fünfjährige Vorkarriere von Arbeitslosen des Jahres 2010-2013 und unterglie-

dern alle Arbeitslosen in sieben Typen.26 Der/die vom WIFO so bezeichnete Typ 7 Arbeitslose

war über 2,5 Jahre (914 Tage) im Fünfjahreszeitraum arbeitslos und zumindest einmal länger

als ein halbes Jahr am Stück (183 Tage).27 Diese Menschen verbrachten von den betrachteten

fünf Jahren rund drei Viertel der Zeit in Arbeitslosigkeit und nur rund elf Monate (knapp 18%)

in irgendeiner Form von Beschäftigung � davon 13,6 Prozentpunkte in ungeförderter Beschäfti-

gung (Eppel et al., 2014, S. 64-65). Im Median dauerte deren längste Arbeitslosigkeitsepisode

23Betrachtet man nur ein Jahr, sind diese Anteile geringer. Beispielsweise im Jahr 2000 akkumulierten lediglich
3,3% der Personen 50% der Tage in Arbeitslosigkeit. 80% der Tage wurden von 7,3% der Personen angehäuft, im
Gegensatz zu 15,1% im Zehnjahreszeitraum. Die Geschlechterunterschiede sind dabei nur gering.

24Dominant in der De�nition des von Eppel et al. (2012) bedeutet, dass die längste Episode im betrachteten
Zweijahreszeitraum von Arbeitslosigkeit geprägt waren. Eine detaillierte De�nition ist auf Seite 44 der Studie zu
�nden.

25Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung
26Obwohl die Typen 3-6 durchaus von Arbeitslosigkeit betro�en sind, verzeichnen diese noch mehr Tage in

ungeförderter, d.h. nicht vom AMS �nanziell geförderter, unselbstständiger Beschäftigung, als in Arbeitslosigkeit.
27Zahlen aus dem Jahr 2013, dem letztverfügbaren Jahr
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innerhalb (oder gegebenenfalls zum Teil auÿerhalb) der fünfjährigen Vorkarriere über drei Jahre

(1017 Tage). Eppel et al. (2015) untersuchen jene 119.205 Personen, die im Jahr 2012 arbeits-

marktfern waren und gleichzeitig aufgrund ihrer fünfjährigen Erwerbsgeschichte 2008-2013 dem

Arbeitslosen-Typ 7 angehörten und somit auch als längerfristig arbeitsmarktfern zählten.28 Von

dieser Gruppe nahmen nur 28.416 (23,8%) eine Standardbeschäftigung auf, davon 20.330 (17,1%)

eine mit einer Dauer von mindestens 63 Tagen (über 2 Monaten).29 Von diesen 20.330 waren

nur mehr 48,1% im Juli 2014, also rund eineinhalb Jahre später, noch in dem aufgenommenen

Beschäftigungsverhältnis.30 Die sogenannte Übergangswahrscheinlichkeit in Beschäftigung be-

trug im gewichteten Mittel aller Altersgruppen somit 17,1%. Ausdi�erenziert nach Alter nimmt

die Aussicht auf ein Beschäftigungsverhältnis am ersten Arbeitsmarkt deutlich ab: 16-24-jährige

hatten eine Wahrscheinlichkeit von 29,7%, 25-44-jährige von 23,7%, 45-54-jährige nur mehr von

14,5%, und bei den 55-65-jährigen scha�t es mit 4,4% Wahrscheinlichkeit nicht einmal mehr ei-

ner von zwanzig.31 Die Studien des WIFO zeigen somit deutlich, dass es eine Gruppe besonders

betro�ener Personen gibt, die kaum eine Chance haben, ein Dienstverhältnis im regulären, nicht

vom AMS geförderten, Arbeitsmarkt zu erhalten.

A.1 Statistische Erfassung der Langzeitarbeitslosigkeit in Österreich

Die Arbeitsmarktstatistik und die wissenschaftliche Forschung bieten mehrere Indikatoren an,

die zur Einschätzung der aktuellen Gruppengröÿe der Langzeitarbeitslosen verwendet werden

können. Die Aussagekräftigsten sind die drei folgenden:

1. Der Bestand an registrierten langzeitbeschäftigungslosen Personen beim AMS

2. Studienergebnisse zur Betro�enheit von Langzeitarbeitslosigkeit über einen Zeitraum von

mehreren Jahren (Eppel et al., 2014, 2012, 2013)

3. Die Zahl der NotstandshilfebezieherInnen (bzw. die NotstandshilfebezieherInnenquote) beim

AMS

In Tabelle 5 werden diese drei Kennzahlen in verschiedenen Ausprägungen als Bestand an einem

durchschnittlichen Stichtag des jeweiligen Jahres präsentiert.

28Als arbeitsmarktfern gilt, wer im Jahresabstand nicht mehr als zwei Monate(≤62 Tage) in Standardbeschäf-
tigung und zumindest vier Monate (≥120 Tage) arbeitslos vorgemerkt war (Eppel et al., 2015, S. 9). Für die
Gesamtheit aller 16- bis 65-jährigen Arbeitslosen des Jahres 2012 lag das durchschnittliche vorhergesagte Risiko,
längerfristig arbeitsmarktfern zu sein, bei 13,1%.

29siehe Übersicht 21 in Eppel et al. (2015). Als Standard-Beschäftigung wird eine unselbständige Beschäfti-
gung über der Geringfügigkeitsgrenze am ersten Arbeitsmarkt identi�ziert (exklusive freien Dienstverträgen), die
nach dem Jahr 2012 enden oder bis zum Ende des Beobachtungszeitraums (Juli 2014) noch nicht geendet haben.
Beschäftigungsverhältnisse am zweiten Arbeitsmarkt (SÖB, GDP, EB) werden nicht mitgezählt. In anderen Wor-
ten: alle Beschäftigungsverhältnisse, die mit mindestens einem Tag in den Zeitraum von Jänner 2013 bis Juli 2014
fallen.

30Von den 20.330 Personen hatten 83,4% bis Ende Juli 2014 nur genau ein Beschäftigungsverhältnis.
31siehe Übersicht 28 in Eppel et al. (2015). Die Übergangswahrscheinlichkeit wurde für aufgenommene Be-

schäftigungsverhältnisse im Zeitraum eines Jahres und sieben Monaten (Jänner 2013-Juli 2014) gemessen.
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Tabelle 5 � Indikatoren für verfestigte Arbeitslosigkeit in Österreich, Bestandskonzept

Jahr

LZBL
Personen
(Status
AL)

LZBL
(Status
AL, SC)

LZBL
(alle
Status
ohne
FKS,
inkl.

AG,LS,AS)

Zahl der
Not-

standshil-
febezie-
herInnen

Ergebnisse
Spezialstudien:

LZAL1

Netto-
GFD
über 1
Jahr

Netto-
GFD
über 2
Jahre

2000 77.376
2001 71.690
2002 82.850
2003 90.101
2004 49.570 63.784 65.456 95.000
2005 46.914 64.646 65.998 96.512 134.374
2006 45.379 66.597 67.867 91.908 127.461 69.817 29.425
2007 40.949 62.140 63.311 85.181 134.022 64.504 28.417
2008 34.538 53.427 54.416 78.431 124.453 56.400 25.338
2009 36.384 57.110 58.205 91.211 132.948 60.011 23.312
2010 44.540 72.655 73.903 97.931 113.141,95.248 76.083 24.762
2011 44.346 72.337 73.629 98.230 98.249 75.775 29.871
2012 47.333 75.154 76.358 105.132 108.973 78.454 33.017
2013 57.462 87.534 89.793 120.276 121.203 93.640 37.334
2014 81.989 114.890 118.686 140.778 138.551 123.167 48.754
2015 109.943 140.122 144.882 163.040 152.283 152.062 68.830
2016 121.775 152.826 158.675 167.075 155.163 166.508 85.584
2017 119.304 153.199 158.326 157.483 148.130 165.013 90.754

1 Die Werte für 2010-2013 entsprechen dem Arbeitslosentyp 7 aus (Eppel et al., 2014), Werte für 2005-
2010 der Summe der jeweils letzten Spalten in Übersicht 21-26 (Dauer der längsten Episode > 365 Tage,
unabhängig vom Gesamtvolumen im jeweiligen Jahr) aus Eppel et al. (2013). Die Klassi�kation ist
unterschiedlich. Im Jahr 2010 ist zunächst der Wert aus Eppel et al. (2013), anschlieÿend jener aus
Eppel et al. (2014), angeführt. Die Werte für 2014-2017 sind eine wenig verlässliche Schätzung auf
Basis einer Regressionsgeraden mit den Daten 2010-2013, der als erklärende Variable die Gesamtarbeits-
losigkeit zugrunde liegt. Die Zeitreihe entspricht nicht ausschlieÿlich dem Bestandskonzept.
Quelle: AMS, WIFO, eigene Berechnung
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Abbildung 5 � Geschäftsfalldauer, Bestand nach Dauer, Österreich 1950-2017

0

20.000

40.000

60.000

80.000

100.000

120.000

140.000

160.000

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

bisherige GF-
NettoDauer 0-90T

bisherige GF-
NettoDauer 91-180T

bisherige GF-
NettoDauer 181-365T

bisherige GF-
NettoDauer 366-730T

bisherige GF-
NettoDauer >2 bis 5 J

bisherige GF-
NettoDauer > 5 J

Quelle: AMS DWH, eigene Darstellung

30



Ein Konzept ist jenes der Langzeitbeschäftigungslosigkeit, welches vom AMS erhoben wird. So-

bald eine Person netto über 365 Tage �arbeitslos� vorgemerkt ist, zählt sie zu dieser Gruppe.

Jede beim AMS vorgemerkte Person verfügt über einen Status (z.b. arbeitslos AL, in Schulung

SC, gesundheitliche Abklärung der Arbeitsfähigkeit bei der Pensionsversicherung AG, lehrstel-

lensuchend LS, usw.). Die Längen der verschiedenen Statusepisoden werden zusammengerechnet,

wobei nur Krankenstände über 62 Tage (2 Monate) und freiwillige32 oder unfreiwillige Abmel-

dungen vom Leistungsbezug über 62 Tage den Geschäftsfall einer Person unterbrechen. In diesem

Fall beginnt die Zählung bei einer Rückkehr wieder von einem neuen ersten Tag im Rahmen eines

neuen Geschäftsfalls � obwohl es sich um die gleiche Person handelt.33 Geförderte Beschäftigung

von über 2 Monaten hat die gleiche Wirkung auf die Statistik. Dadurch ergibt sich eine gewisse

Anzahl an Personen, die zu einem bestimmten Stichtag nicht als langzeitbeschäftigungslos ge-

zählt werden, obwohl ihre anhaltenden Probleme am Arbeitsmarkt dies eigentlich rechtfertigen

würden. Trotz gewisser Unschärfen ist dies die bekannteste Kennzahl für Langzeitbeschäftigungs-

losigkeit: In Spalte 2 der Tabelle 5 be�nden sich jene, die aktuell auf Arbeitssuche sind, in Spalte

3 werden die Personen hinzuaddiert, die sich in einer Schulungsmaÿnahme be�nden und daher

dem Arbeitsmarkt bis zum Ende der Schulung nicht sofort zur Verfügung stehen, und in Spalte 4

ist die eigentliche Kennzahl der Langzeitbeschäftigungslosigkeit, die Langzeitbeschäftigungslose

jeglicher Status umfasst.34

Eine weitere Kennzahl für Langzeitarbeitslosigkeit ist die Zahl der BezieherInnen von Notstands-

hilfe beim AMS in Spalte 5. Arbeitslose haben nach dem Ende ihres Anspruchs auf Arbeitslo-

sengeld bei Vorliegen einer Notlage einen Anspruch auf Notstandshilfe. Besonders bei jüngeren

Menschen läuft der Anspruch auf Arbeitslosengeld allerdings bereits nach wenigen Monaten aus,

auch wenn sie noch nicht langzeitbeschäftigungslos sind. Dennoch ist die Quote ein guter, weiterer

Indikator für Langzeitarbeitslosigkeit, weil sie auch jene Personen anzeigt, die durch ausreichend

lange geförderte Beschäftigung (über drei Monate) oder aufgrund eines längeren Krankenstands,

trotz vorhergehender Langzeitarbeitslosigkeit einen neuen Geschäftsfall zugewiesen bekommen

haben.

Als zusätzlicher Indikator für Menschen mit den gröÿten Arbeitsmarktproblemen können die

oben erwähnten WIFO-Studien herhalten (Eppel et al., 2014), deren Arbeitslose des Typ 7

innerhalb von fünf Jahren mindestens über 2,5 Jahre arbeitslos waren. Nachdem das letzte ver-

fügbare Jahr zum Zeitpunkt der Studie 2013 war, liegen aktuellere Daten nicht vor und werden

für die Zeitreihe in Spalte 6 der Tabelle bis 2017 grob geschätzt und fortgeschrieben. Für 2005-

2009 stammen die Daten aus Eppel et al. (2013), deren De�nitionen nicht präzise mit den

Jahren danach übereinstimmen. Der Zeitreihenbruch wird im Jahr 2010 ersichtlich, für welches

32z.B. aufgrund einer sogenannten �10 Sperre � Vereitelung der Arbeitsaufnahme
33Kürzere Unterbrechungen beenden den Geschäftsfall nicht, womit nach Ende der Unterbrechung die Zählung

der Arbeitslosigkeitstage weitergeführt wird.
34Inklusive jene Personen, deren Arbeitsfähigkeit zum Stichtag abgeklärt wird. Abgezogen werden aber eine nied-

rige vierstellige Zahl an Personen, die eine mehrjährige Facharbeiterausbildung durchlaufen und so rein statistisch
zu Langzeitbeschäftigungslosen gemacht werden, obwohl ihre Arbeitsmarktchancen nach Ende der Ausbildung
erwartbar besser sein dürften.
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Zahlen aus beiden Studien angegeben werden.

Dass Arbeitslose unter steigender Dauer ihrer Arbeitslosigkeit leiden, sieht man im ebenfalls

vom AMS erstellten Indikator der Nettogeschäftsfalldauer, der in den letzten beiden Spalten der

Tabelle 5 angeführt sowie in Abbildung 5 graphisch abgebildet ist. Klar erkennbar ist ein erster

Anstieg der Arbeitslosigkeit von 2008 auf 2009, der sich bei den nur bis zu 3 Monaten Arbeitslosen

auf einem leicht höheren Niveau wieder stabilisiert (oberste Linie). Schrittweise werden Menschen

jedoch in die Kategorien mit höherer Verweildauer in der Arbeitslosigkeit �durchgereicht�. Ab

2009, 2010, und besonders stark ab 2013 steigt die Zahl der Menschen mit einer Geschäftsfall-

dauer von über einem Jahr (durchgehend schwarze Linie). Mit einem Jahr Verspätung hebt 2009

und mit enormer Dynamik ab 2014 die Zahl der Menschen mit Geschäftsfalldauer von 2-5 Jahren

ab, um im Jahr 2017 sogar jene mit einjähriger Dauer einzuholen. Seit dem Jahr 2009 entspricht

dies einer Vervierfachung der Personen mit 2-5-jähriger Geschäftsfalldauer von knapp 20.000 auf

knapp 80.000 Personen an einem durchschnittlichen Stichtag. Ab 2014 verdreifacht sich von ei-

nem niedrigen Niveau aus auch die Zahl der Personen mit einer Geschäftsfalldauer von über 5

Jahren auf fast 15.000.

Aus dem Vergleich der drei wesentlichen Kennzahlen der Langzeitarbeitslosigkeit lässt sich schlie-

ÿen, dass sie trotz unterschiedlicher De�nitionen eine ähnlich hohe Gesamtzahl an Langzeitar-

beitslosen anzeigen. Der am stärksten von Arbeitslosigkeit betro�ene Personenkreis beträgt somit

an einem durchschnittlichen Stichtag im Jahr 2017 circa 150.000 Personen. Im Jahr 2016 � dem

schlechtesten Jahr der vergangenen Jahrzehnte � lag er bei rund 160.000. Als Grundlage für die

Finanzierung einer Beschäftigungsgarantie könnten daher 150.000 Plätze eingeplant werden. Da

es selbst bei starker Auslastung der Jobgarantie Personen geben wird, die keinen Job in An-

spruch nehmen wollen oder können, sollten 150.000 Plätze einen gewissen Pu�er zu den Werten

von 2016 und 2017 bieten.35

35Zu einem gegeben Zeitpunkt wird sich ein Teil der Langzeitbeschäftigungslosen in Aus- oder Weiterbildung vor
oder nach einem ö�entlich geförderten Arbeitsplatz be�nden. Für manche Personen eignen sich die traditionellen
Instrumente besser, z.B. ein Arbeitstraining, eine Eingliederungsbeihilfe bei einem privaten Arbeitgeber, oder
eine (Wieder-)Heranführung an den Arbeitsmarkt mittels eines sozialökonomischen Betriebs oder gemeinnützigen
Beschäftigungsprojekts. Letztere würden im Rahmen einer Jobgarantie auch aufgewertet, da vermehrt Bedarf
nach Arbeitsplätzen im gemeinnützigen Bereich bestehen wird.
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A.2 Zusätzliche Abbildungen

Abbildung 6 � Nettokosten unterschiedlicher Varianten der Jobgarantie bei 1928 Euro/Monat,
in % des BIP, nach Alter und Geschäftsfalldauer, 2017
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